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Grüne: Knieschlottern im Rathaus


City 2015: Fraktion kritisiert die Jubelhaltung der Stadt

Karlsruhe - Die Grüne-Gemeinderatsfraktion kritisiert die Jubelhaltung der Stadt bezüglich der Diskussion um die Untertunnelung der Kaiserstraße. Damit spielt die Partei auf die jüngsten Ergebnisse der Bürgerumfrage an ( ka-news berichtete). Je nachdem wie gefragt würde, bekommen man auch die gewünschte Antwort, die Grünen in einer Mitteilung. Bislang seien die Befürworter der Lösung ohne einen Tunnel noch nicht im Stadtbild aktiv und schon beginne man im Rathaus "mit den Knie zu schlottern".

Vor allem monieren die Grünen die Fragestellung: "Wie würde das Ergebnis aussehen, wenn man die gleichen Personen nach der U-Strab fragt, ihnen aber klar sagt, dass in der derzeitigen Planung auch nach dem Bau eines U-Bahn-Tunnels weiterhin Straßenbahnen durch die Kaiserstraße fahren würden", fragt die Fraktion. Die Stadt hatte bei der Präsentation der Zahlen eingeräumt, dass die Fragen zur U-Strab anders hätten gestellt werden sollen. 

Eklatante Verletzung der Abstimmungsergebnisse 

Die Grünen weisen nochmals darauf hin, dass es anders aussehen, wenn "informierte Bürger sich der Sache annehmen". Das Ergebnis des ersten Teils der Bürgerbeteiligung "City 2015" habe sowohl im Rathaus als auch bei der CDU offensichtlich überrascht, stellt die Partei fest. Dort haben sich die Teilnehmer tendenziell gegen eine Untertunnelung und für eine oberirdische Lösung stark gemacht. Dies passe nicht zu der von der "obersten Spitze des Rathauses anvisierte U-Strab-Lösung". 

Weiterhin kritisieren die Grünen, dass sie bei den Expertenrunden, die im Anschluss an die Bürgerbeteiligung stattfinden werden, nicht als Zuhörer - ohne Rederecht - zugelassen wurden. Die Stadt habe dies mit der Begründung abgelehnt, die Experten sollten sich ganz der ihnen gestellten Aufgaben widmen können, ohne auf zufällig anwesende Zuhörer aus politischen Parteien Rücksicht nehmen zu müssen. Dies sei eine "eklatante Verletzung" einer gegebenen Zusage vor der damaligen Abstimmung über das Bürgerbeteiligungsverfahren im Gemeinderat. Erster Bürgermeister König hatte gestern diese Entscheidung verteidigt (ka-news berichtete). Der Gemeinderat sei an den Schnittstellen des Verfahrens eingebunden. (ps/dis)
